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am 190 Januar 1962

Klägers und Revisionskl'elgers9

g e g e n

Beklagten und Revisionsbeklagteny

hat der ll„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung von 19° Januar 1962? an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender?

aBundesrichterin Dr„ S c h w a r z

7 und Bundesrichter S 0 n n e n b e r g
‘ als weitere Berufsrichtcr‚

Bundessozialrichter Dr° A n k e n b r a n k

und Bundessozialrichter H a a s
als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Schleswig vom

180 März 1958 wird aufgehoben; die Sache wird zu

neuer Entscheidung an das Landessozialgericht zu—
rückverwiesen°

V o n R e c h t s W e g e n c
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Dem Kläger wurde durch Bescheid des Versorgungsamts (Ver—

sorgA) Lübeck vom 15° April 1951 wegen Lungentuberkulose

(Lungen—Tbc) Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit (MdB) um 100 VDH„ bewilligt° Auf Kosten der Versor—

* gungsverwaltung befand er sich von 23" Januar 1955 bis zum
12° Juli 1953 zur Durchführung eines Heilverfahrcns in der'

Lungenheilstätte der Lendesversichcrungsenstalt Schleswig—

Holstein "Holsteinische Schweiz", in der er um.° mit Strep—

tomycin behandelt wurdeo Am 140 Oktober 1953 beantragte

er Neufeststellung seiner Versorgungsl*iden° Er gab an9

die Streptomycin—Behändlung habe einen Meniére'schen Anfall
ausgelöst,desa■zfdßpntekn;dindige starke Kopfschmerzen und
erhebliche Sehetörungen° Er bat, diese Leiden, die er als
"Streptomycin—Schädigung" bezeichnete, als weitere Schädi—

gungsfolgen im Sinne des Bundesversorgungsgcsetzcs (BVG)

anzuerkennen° Das V rsorgA Lübec: lehnte den Antrag durch

Bescheid von 1° August 1955 mit der Begründung ab, die ge—

klagten Leiden seien anlagebedingt, die fachärztlichen Un—
tersuchungen hätten keinen Anhaltspunkt für eine "Strepto—

mycin—Sehädigung" ergeben° Der Widerbpruch des Klägers wur—
de nach Einholung eines weiteren ärztlichen Gutachtens ”

durch Bescheid von 13° August 1956 zurückgewieseno Kit der

Klage begehrte der Kläger, unter Aufhebung der Bescheide

vom 10 August 1955 und vom 15° August 1956 den Beklagten

—zu verurteilen, des nunmehr als "Keniére'schc Erkrankung"

bezeichnete Leiden als Schädigungefol$e enzuerkcnneno Das
&Sozialgerieht_(5G) Lübeck wies die Klage durch Urteil vom

110 Januar 1957 ab, Weil nicht wahrscheinlich sei’ daß die

Meniére'sche Erkrankung durch die Streptomycin—Therepie

während des Heilverfahrens verursacht werden sei° Das Len—
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dessozialgericht (LSG) Schleswig wies die Berufung des Klä—

gers durch Urteil vom 180 März 1958 "mit der Maßgabe" zu—

rück? "daß die Klage als unzulässig abgewiesen wird": Das

Klagebegehren stelle sich rechtlich als eine Feststellungs—

klage im Sinne des 5 55 Abs° l Nr° 3 des Sozialgerichtsgee

setZes (SGG) dar° Gegenstand der Feststellung sei die Fra—

ge9 ob die in dem Antrag des Klägers bezeichneten Gesund—

heitsstörungen Folgen einer Schädigung im Sinne des BVG

seien„ Mehr als diese Feststellung begehre der Kläger

nach seinen eigenen Erklärungen nicht; Leistungsansprüche

könne er nicht erheben, weil er bereits Rente nach einer

MdB um 100 voH„ beziehe und als Schwerbeschädigter nach

@lo Abs° 5 BVG (avFo) Heilbehandlung auch für solche Ge—
sundheitsstörungen erhalte, die nicht Folgen einer Schä—

digung seierio Für die Feststellungsklage fehle es aber

an dem berechtigten Interesse an der baldigen Feststel—

lung° Hierfür reiche es nicht aus, daß, wie der Kläger

meine9 möglicherweise die Lungen—The sich künftig bessern

und dies dazu führen könne, daß der Beklagte den Grad der

MdB herabsetzen und die Rente niedriger festsetzen werdeo

“Wenn dieser Fall eintreten sollte9 könne der Kläger je_

derzeit Gründe für eine Erhöhung seiner Rente nachschie-

ben und dabei auch ein weiteres Leiden geltend macheno
Das Feststellungsinteresse sei auch nicht deshalb gege—
ben‚ weil der Nachweis des ursäehlichen Zusammenhangs zwi—‘

schen einer Streptomycin—Behandlung und den vom Kläger

weiter geltend gemachten Gesundheitsstörungen um so schwie—

riger werde‚ je mehr Zeit seit dem Auftreten dieser Ge—

sundheitsstörungen verstreiche;
zur Sicherstellung die—

ses Nachweises reiche das BeweissicherungsVerfahren (@ 76
SGG) aus„ Da das Feststellungsinteresse fehle9 sei die
Klage daher unzulässig gewesen‚ das SG habe zu Unrecht

_
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$
‚

eine Sachéntscheidung getroffen‚ es habe ein PrÖzeßurteil

erlasserimüssen° Das LSG habe die Zulässigkeit der Klage

von Amts wegen prüfen müssen; da die Klage unzulässig sei,

sei die Berufung ohne sachliche Prüfung zurückzuweisen

und das Urteil des SG dahin zu ändern? daß die Klage als
unzulässig abgewiesen werde; durch die Umwandlung eines*

Sachurteils in ein Brozeßurteil werde der Kläger nicht

schlechter gestellt° Das LSG ließ die Revision zur

Das Urteil wurde dem Kläger am ll° Februar 1959 zugestellto

Am 25° Februar 1959 legte er Revision ein und beantragte‚-

das Urteil des LSG Schleswig vom l8„ März 1958

aufzuheben und die Sache zu neuer Entscheidung

an das LSG zurückzuverweisen„

Der Kläger begründete die Revision am selben Tage: Das LSG

_habe 5 1 BVG? @ 1 des Gesetzes über das Verwaltungsverfah—

ren der Kriegsopferversorgung (VeerG) sowie die && 53—55

und 57 SGGirerletztc Bei der Klage habe es sich um eine
Aufhebuhgsklage im Sinne des 5 54 Abs° 1 SGGin Verbindung
mit einer Feststellungsklage im Sinne des 5 55 Abs° l Nr° }

SGG gehandelt, diese Klage sei zulässig, denn der kläger

habe ein berechtigtes Interesse daran9 daß der Bescheid?

mit dem der Beklagte die Anerkennung der Meniére'schen Er—
krankung als Schädigungsfolge abgelehnt habe, nicht bin—

dend werde (@‘77 SGG)° Die Feststellung einer Gesundheits-
störung als Schädigungsfolge habe auch Wirkungen, die über

die Begründung des Anspruchs auf Rente hinausgehen9 wie

Z„B° die RechtsVermutung für die Ansprüche auf Bestattungs-

geld und Hinterbliebenenrente; der Kläger habe auch ein

berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung; auf

das Beweissicherungsverfahren (% 76 SGG) dürfe er nicht

verwiesen werden°
_ _

—

Der Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweiseno
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II

Die Revision ist zulässig (@@162 Abse 1 qu 19 164 see);
sie ist auch begründet°

Die Zulässigkeit der Feststellungsklage gehört, wie das

LSG zu Recht angenommen hat, zu den Voraussetzungen der

Zulässigkeit des Prozesses im ganzen, zu den unverzicht—

baren Prozeßvoraussetzungen (Sachurteilsvoraussetzungen)9

das Fehlen einer solchen unverzichtbaren Prozeßvorausset—

zung ist in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu be—

achten (RGZ 1519 659 66; BSGE5, 120 ff„ 1322, 1237; 7,
13 ff„ 15; _7_7)cDas LSG hat aber zu Unrecht angenommen9das

Begehren des Klägers sei nur eine Feststellungsklage gewe—

sen? es hat zu Unrecht die Klage für unzulässig gehaltenc

Mit dem Bescheid vom lo August 1955 in der Fassung des

Widerspruchsbesoheides vom 13° August 1956 hat der Beklag—

te es abgelehnt9 neben der Lungen—The, die bereits als

Schädigungsfolge festgestellt (anerkannt) ist und für die
der Kläger Rente nach einer MdB um 100 VOH„ erhält, als

weitere Schädigungsfolge auch die Gesundheitsstörung fest—

zustellen (anzuerkennen), die der Kläger auf eine Strep—

tomycin—Behandlung zurückführt und die im Laufe des Ver—

fahrens als "Keniére'sche Erkrankung" bezeichnet worden

isto Der Kläger hat mit der Klage ausdrücklich beantragt,
diese Bescheide aufzuheben, er hat außerdem begehrt9 den

Beklagten zu verurteilen, die Folgen der Streptomycin—Be—

handlung als Schädigungsfolge anzuerkennen9 er hat also

eine Aufhebungsklage (@ 54 Abs° l SJG) in Verbindung mit

einer Feststellungsklage (@55 Abs„ 1 Nr„ 5 see) erhoben;
auch wenn er nicht ausdrücklich begehrt hat festzustellen?

daß die Folgen einer durch die Lungen—Tbc bedingten Strep—

tomyoin—Behandluhg weitere Sohädigungsfolgen sind, so hat

sein Begehren insoweit, wie auch das LSG angenommen hat?

—6—
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nur
als Feststellungsklage verstanden werden dürfen, Um

eine Leistungsklage im Sinne des 5 54 Abs° 4 SGGhat es
sich — anders als in dem BSGE 5, 121 ff, entschiedenen
Falle —hier deshalb nicht gehandelt, weil der Kläger be—
reits—die VOllrente erhält und weitere Versorgungsleistun—

gen nicht begehrt, was er begehrt, darf auch nicht als Ver—
pflichtungsklage, nämlich als Klage auf Erteilung eines

(ergänzenden) Bescheids über die Feststellung der von ihm
behaupteten Weiteren Sehädigungsfolge, gedeutet werden;
insoweit.ist zu berücksichtigen, daß die Rechtskraft des

auf eine solche Klage ergebenden Verpflichtungsurteils

nicht so weit reicht wie die Rechtskraft eines Feststel—
‚lungsurteils; dem Verpflichtungsurteil ist genügt, wenn der

Bescheid, zu dessen Erlaß das Gericht die Verwaltung verur—

‚ teilt hat, erteilt ist; die Bindung an diesen Bescheid ist

längst nicht so "bestandsfest" wie die Rechtskraft eines

Urteils; sie "schützt" gegen Änderungen und Aufhebungen

durch Rücknahmeverfügung weit weniger_als die Reehtskrsft

des Feststellungäürteils gegen Änderungen im Wiederaufnah—

meverfahren (vgl„ Haueisen, NJW1959, 697 ff, —unter lII
—

DÖV 1961, 121 ff° - unter II 2 & —); diese Feststellungse

klage ist de8halb nicht "subsidiär" gegenüber der Verpflich-
tungsklage (Vgl° @ 43 Abs° 2 VwGO), obwohl in der Verpflich—

tungsklage eine Unterart der Leistungsklage zu sehen ist°

Der Kläger hat auch ein berechtigtes Interesse an der von
ihm begehrten ? ststellungo Dieses Interesse ist nicht et—‚

wa deshalb zu verneinen, weil der Kläger, wenn die Ver■al—

tung eine begehrte Feststellung in einem Bescheid gleich

von vornherein antrag3gemäß trifft, auch nicht "mehr"

hat als die Bindungswirhung des Beseheids; es muß ihm je—
denfalls dann, wenn die Verwaltung die Feststellung ablehnt,

ein berechtigtes Interesse daran zugestanäen werden, daß

die begehrte Feststellung nunmehr durch 9339}; und mit der
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nur dem Urteil eigentümlichen Rechtskraftwirkung getroffen

wird„

Das SG hat die Klage in vollem Umfangs abgewiesen? durch die-

ses Urteil ist der Kläger insoweit beschwert
gewesen9 als

seinem Begehren auf Aufhebung der angefochtenen Bescheide

nicht entsprochen werden ist; mit der Abweisung der Klage

wäre? falls der Kläger das Urteil des SG nicht mit der Be+

rufung angefochten hättc‚ rechtskräftig entschieden gewe—

sen? daß die Bescheide des Beklagten rechtmäßig sind, daß

also weitere Leiden als Schädigungsfolgcn nicht bestehen°

Das LSG hat also? da es die Berufung zu Recht für zuläs—

sig gehalten hat, insoweit eine Sachentscheidung erlassen

müssen9 als das Urteil des SG die Klage auf Aufhebung der

angefochtenen Bescheide betroffen hat„

Das LSG hat aber auch zu Unrecht‘angenofnmen7 ein berech—

tigtes Interesse des Klägers an der Feststellung? daß ein

weiteres Leiden als Folge der Streptomycin—Eehandlung ent—

standen und Schädigungsfolgejsci‚ liege deshalb nicht vor‚

weil der Kläger bereits die vollrcnte
wegen der Lungen—Tbc

erhalte und weil er als Schwerbeschädigter auch für Ge—

sundheitsstörungen, die nicht Schädiéungsfolgen sind9 Heil—

behandlung zu beanspruchen habe (@ lo Abs„ 5 BVGVaQF° Abs°

2 noFo); die Feststellung, daß ein weiteres leiden Schädi—

gungsfolge sei9 hat sich nicht darin erschöpft9 Zur Begrün—

dung des Anspruchs auf Rente und auf Heilbehandlung zu die—

nen‚ diese Feststellung hat auch noch weitergehende Wir—
kungen‚ sie kann9 wie die Revision mit Recht geltend macht?

auch hinsichtlich der Rechtsvermutung für den Anspruch auf

Bestattungsgeld (@ 36 Abs° 1 Satz 3 BVG) und für den An—
spruch auf Hinterbliebenenrente (% 58 Abs„ 1 Satz 2 BVG)

bedeutsam werden° Sie kann seitdem Inkrafttreten des Ersten
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Neuordnungsgesetzas (lg Juni 1960) künftig auch bedeutsam

sein für die Frage, ob ein Anspruch auf Schwerstbeschädig—

tenzulage besteht (@31 Abs° 5 BVGn„Fg;pVerordnung zur
Durchführung des 5 31 Abs° 5 BVG vom 170 April 19619 BGBlO
I 453)„ Wegen_dieser Wirkungen ist entgegen der Auffassung

des LSG auch dann ein berechtigtes Interesse an der Fest—

stellung gegeben, wenn die "Anerkennung" nicht zur Erhö-

hung der Rente zu führen vermag und auch den Anspruch auf

Heilbehandlung nicht berührt (vgl„ BSG 119 161; 9‚8o)r Der

Kläger hat auch ein Interesse an der "baldigen" Feststel—
lung gehabt9 auch das LSG hat dies angenommen‚ weil es dem

Kläger darin gefolgt ist, daß der Nachweis des ursächlicheh

Zusammenhangs zwi30hén einer Streptomycin—Behandlung mit

der Lungen—The und den weiteren geltend gehachten Gesund—

heitsstörungen umso schwieriger werden könne? je größer

der zeitliche Abstand
von dem Eintritt der behaupteten Ge—

sundheitsstörungen an werdc° Das Interesse an der "baldigen“
Feststellung liegt auch darin‚ daß in der Regel dieselben

tatsächlichen und rechtlichen Erwägungen, die für die Auf-

hebung des ablehnendenBescheides maßgebendsind‚ auch
für die begehrte positive Feststellung erheblich sinde

Das LSG hat schließlich das Feststellungsinteresse auch
nicht deshalb verneinen dürfen9 weil der Kläger die Mög—

lichkeit habe‚ beim SG insoweit ein Beweiseicherungsverfahe

'ren (5 76 SGS, 55 487, 490 bis 494 ZPO) zu beantragen°

Das Beweissicherungsverfähren dient "der außerprozessualen

Aufklärung tatsächlicher Umstände durch prozessuale Mittel"

(Rosenberg9 Lehrbuch des Zivilprozeßrechts‚ 8° Aufl„ 5 116“
I)? es bezieht sich also auf die Feststellung von Tatsachen

und erschöpft sich darin‚ daß jeder Beteiligte das Recht;

hat9 die Beweisverhandlungen im Prozeß zu benutzen (5% 76
Abs„ 5 SGG? 493 ZPO) und daß die Beweiserhebung einer Bee

_ 9 -
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weisaufhahme im Prozeß gleichsteht (Baumbach, ZPO Anm° 2

zu 5 493 ZPO)? es besagt nichts über die künftige Würdi—

gung dieser Beweismittel durch das Gericht; Das begéhren,

die Versorgungsverwaltung möge feststellen9 daß eine Ge_

sundheitsstörung die Folge einer Schädigung im Sinne des

BVG sei (@ 55 Abso l Nro 3 SGG) hängt zwar auch von der

Aufklärung tatsächlicher Umstände? nämlich vom Vorliegen

eines versorgungsrechtlich gesehützten Tatbestandes im

Sinne der @@l bis 5 BVG und von dem Vorliegen medizini—

scher Folgen dieses Tatbestandes ab? es ist aber nicht
nur

auf die Aufklärung von Tatsachen? sondern darauf gerichtet‚

die Verwaltung möge durch einen Verwaltungsakt feststel—

len ("anerkennen"), daß ein Leiden Schädigungsfolge im

Sinne des Versorgungsrechts sei9 der Kläger begehrt7 daß

die Verwaltung auf Grund eines festgestellten Sachverhalts

in einer für sie bindenden Form (55 77 SGG‚ 24 Verwaltungs—
verfahrcnsgesetz) eine den Kläger begünstigende Begelung

der Rechtsfolgen des Tatbestandes treffen(vgl° BSG 9‚ 80

ff„9 1559 837); diesem Begehren ist mit dem Beweissiche—
rungsverfahren nicht entsprochen°

Das LSG hat daher zu Unrecht die Berufung des Klägers des—

halb als unbegründet zurückgewiesen9 weil die Klage unzu—
lässig geWesen sei9 es hat prüfen müssen‚ ob das SG zu
Recht die Klage‚ die zulässig gewesen ist‚ abgewiesen hat„

Damit kommt es nicht mehr darauf an, ob das LSG auf die

Berufung des Klägers das Urteil des SG? das die Klage aus
sachlichen Gründen abgewiesen hat7 dahin hat abändern dür—

fen9 daß die Klage unzulässig sei„ Das Urteil des LSG ist

vielmehr aufzuheben, weil das LSG die @@54 Abso l‚ 55 Abs°
l Nro 3‚ 76 SGG unrichtig angewandt hate Der Senat kann in

der Sache nicht selbst entscheiden‚ da das LSG keine Fest—

stellungen darüber getroffen hat‚ ob und welche Gesundheits—

'— lo —
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...]_o_

störungen beim Kläger als weitere Folgen des Wehrdienstes

neben der Lungen—The vorliegen„ Die Sache ist deshalb zu

neuer Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen (@ 170 Abs°

2 Satz 2 SGG)Q

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil des LSG vorbehalten° '
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